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Geschäftsnummer
4 G 227/06.A

VERWALTUNGSGERICHT GIESSEN

Beschluss

In dem Verwaltungsstreitverfahren

1. der Frau A.,
2. des C.,
vertreten durch Frau A.,
beide wohnhaft:
A-Straße, A-Stadt, Staatsangehörigkeit: äthiopisch

Antragsteller,

Proz.-Bev. zu 1. - 2.: Rechtsanwalt Dr. B.,
B-Straße, B-Stadt,
Az: - -

gegen

die Bundesrepublik Deutschland,
vertreten durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge,
Meisenbornweg 11, 35398 Gießen,
Az: - -

Antragsgegnerin,

wegen  Asylrechts

hat das Verwaltungsgericht Gießen - 4. Kammer - durch

Richterin am VG H.
als Einzelrichterin am 3. Februar 2006 beschlossen:
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1. Die aufschiebende Wirkung der Klage 4 E 3869/05 gegen die in dem
Bescheid des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom
24.01.2006 enthaltene Anordnung wird bis zum Ablauf einer der
Antragstellerin und dem Antragsteller eingeräumten Frist zur freiwil-
ligen Ausreise angeordnet.

Im Übrigen wird der Antrag abgelehnt.

2. Die Kosten des Verfahrens haben die Antragstellerin und der
Antragsteller sowie die Antragsgegnerin je zur Hälfte zu tragen.
Gerichtskosten werden nicht erhoben.

G r ü n d e

Das Begehren der äthiopischen Staatsangehörigen,

die aufschiebende Wirkung ihrer Klage vom 17.11.2005 gegen die
Abschiebungsanordnung der Antragsgegnerin vom 24.01.2006 gemäß
§ 80 Abs. 5 VwGO anzuordnen,

ist zulässig.

Soweit der Bescheid vom 24.01.2006 der Antragstellerin zu 1) noch nicht zugestellt

worden ist, entfaltet er dennoch Rechtswirkungen gegenüber der Antragstellerin und

dem Antragsteller. Der Bescheid vom 24.01.2006 ist deren Bevollmächtigten mit ein-

facher Post übersandt worden, womit die Bekanntgabe im Sinne des § 41 VwVfG -

 und damit auch die Rechtswirksamkeit - bewirkt wurde. Erkennbar fühlen sich die

Antragstellerin und der Antragsteller durch den Bescheid auch belastet, da sie

befürchten, unmittelbar nach Italien abgeschoben zu werden.

Der Antrag ist auch im Übrigen statthaft. Insbesondere steht der Zulässigkeit nicht die

Ausschlussklausel des § 34 a Abs. 2 AsylVfG entgegen. Nach dieser Vorschrift darf

die Abschiebung in den in einer Abschiebungsanordnung nach § 34 a Abs. 1 AsylVfG

benannten sicheren Drittstaat nicht nach § 80 oder § 123 VwGO ausgesetzt werden.

Dieses gesetzliche Verbot erfasst jedoch nur solche Entscheidungen des Bundes-

amtes für Migration und Flüchtlinge, die es in rechtmäßiger Weise gemäß § 34 a

Abs. 1 i. V. m. § 26 Abs. 1 AsylVfG (Drittstaatenregelung) getroffen hat. § 34 a Abs. 1

AsylVfG bildet nach Auffassung des Gerichts keine Rechtsgrundlage für eine Aufent-
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haltsbeendigung in einen sicheren Drittstaat, der zugleich Mitgliedsstaat der Europäi-

schen Gemeinschaften ist.

Ist der Asylbewerber über einen anderen Mitgliedsstaat eingereist, ist vom Vorrang

der EG-Verordnung Nr. 343/2003 des Rates vom 18.02.2003 - VO Nr. 343/2003/EG -

(Dublin II-VO), welche das multilaterale System des Dubliner Übereinkommens ab-

löst, auszugehen. Als Verordnung im Sinne von Art. 249 Abs. 2 EG ist sie Bestandteil

des sekundären Gemeinschaftsrechts und unmittelbar anwendbar, ohne dass es

noch eines nationalen Umsetzungsaktes bedürfte. Zwar enthält die Verordnung keine

abschließenden und ins Detail gehenden Vorschriften über das Verfahren, das der

einzelne Mitgliedsstaat gegenüber den Asylbewerbern und Asylbewerberinnen nach

Antragstellung durchzuführen hat, wenn er nach der Verordnung nicht zuständig ist

und demnach die Betroffenen auf das Verfahren im anderen zuständigen Mitglieds-

staat verweisen will, nachdem der ersuchte Mitgliedsstaat der Aufnahme zugestimmt

hat. Artikel 19 Abs. 1 VO Nr. 343/2003/EG bestimmt allerdings, dass nach erfolgter

Zustimmung durch den ersuchten Staat der Mitgliedsstaat der Antragstellung dem

Antragsteller diese Entscheidung sowie seine Verpflichtung, ihn an den zuständigen

Mitgliedsstaat zu überstellen, mitzuteilen hat. Nach Abs. 2 dieser Norm ist die Ent-

scheidung zu begründen und dem Antragsteller eine Frist zur Durchführung der

Überstellung und gegebenenfalls Zeit und Ort der Überstellung mitzuteilen. Gegen

diese Entscheidung muss ein Rechtsbehelf eröffnet sein, dem jedoch nur dann auf-

schiebende Wirkung zukommt, soweit dies nach innerstaatlichem Recht zulässig ist.

Die Verordnung wird namentlich in verfahrensrechtlicher Hinsicht ergänzt und kon-

kretisiert durch die Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 der Kommission vom 02.09.2003

(VO 1560/2003/EG). In Art. 7 Abs. 1 dieser Durchführungsbestimmungen ist als eine

von drei Modalitäten der Überstellung die Ermöglichung einer freiwilligen Ausreise

des Asylbewerbers innerhalb einer vorgegebenen Frist genannt; in diesem Fall erhält

der Asylbewerber einen Passagierschein, damit er sich in den zuständigen Staat

begeben und sich an dem Ort innerhalb der Frist, die ihm bei der Mitteilung der Ent-

scheidung über seine Aufnahme bzw. Wiederaufnahme durch den zuständigen Staat

genannt wurde, ausweisen kann.
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Festzustellen ist, dass im Asylverfahrensgesetz unmittelbar auf die vorgenannten

Regelungen des Gemeinschaftsrechts bezogene und diese ausführende Regelungen

gegenwärtig nicht enthalten sind. § 29 Abs. 3 AsylVfG, dessen Anwendung der

Bevollmächtigte der Antragstellerin und ebenso etwa das VG Wiesbaden (Beschluss

vom 10.11.2004, Az.: 5 G 2329/04, AuAS 2005, 34 ff.) für einschlägig halten, bezieht

sich nur auf ein Verfahren aufgrund eines völkerrechtlichen Vertrages nach Maßgabe

von Art. 16a Abs. 5 GG. Allerdings ist dieser Verfassungsnorm und dem durch Ände-

rungsgesetz 1993 neu eingefügten Abs. 3 des § 29 AsylVfG im Zusammenhang mit

der in Art. 16 a Abs. 2 und 5 GG, §§ 26 a, 34 a AsylVfG geregelten Drittstaatenkon-

zeption zu entnehmen, dass das innerstaatliche Recht zwischen sicheren Drittstaaten

und Vertragsstaaten unterscheidet. Vertragsstaaten in diesem Sinne waren insbe-

sondere diejenigen des Dubliner Übereinkommens (DÜ) vom 15.06.1990 (BGBl.

1994, S. 792) und des Schengener Durchführungsübereinkommens (SDÜ) vom

19.06.1990 (BGBl. II 1993, S. 1010). Nach der Rechtsprechung des Bundesverfas-

sungsgerichts tritt indes die Drittstaatenregelung des Art. 16 a Abs. 2 GG hinter

völkerrechtlichen Vereinbarungen im Sinne des Art. 16a Abs. 5 GG zurück (BVerfGE

94, 49 [86]). Ausgehend von dieser verfassungsrechtlichen Ausgangssituation und

vor dem Hintergrund, dass die VO Nr. 343/2003/EG eine völkerrechtliche Vereinba-

rung im Sinne des Art. 16 a Abs. 5 GG, § 29 Abs. 3 AsylVfG, nämlich das Dubliner

Übereinkommen, ablöst, wird deutlich, dass eine nunmehr erfolgende Anwendung

des § 34 a AsylVfG für eine Aufenthaltsbeendigung in einen Mitgliedsstaat der

Gesetzessystematik nicht gerecht wird. Zudem werden hiermit die oben genannten

Vorgaben der VO Nr. 343/2003/EG sowie der entsprechenden Durchführungsbestim-

mung nicht erfüllt. Vor allem aber liegt eine gesetzgeberische Entscheidung dahinge-

hend, die früheren Vertragsstaaten des Dubliner Übereinkommens als Mitgliedsstaa-

ten der Europäischen Gemeinschaften und Adressaten der VO Nr. 343/2003/EG

nunmehr - im Gegensatz zur Rechtslage vor Inkrafttreten der Verordnung - der

Drittstaatenkonzeption, d. h. dem Instrument der Abschiebungsanordnung ohne Frist-

setzung und ohne die Möglichkeit vorläufigen Rechtsschutzes zu unterstellen, nicht

vor.
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Die derzeit fehlende Anpassung des Asylverfahrensgesetzes an die Verordnung

Nr. 343/2003/EG, insbesondere bezüglich der Klärung, ob vorläufiger Rechtsschutz

ausnahmsweise zulässig (vgl. Art. 19 Abs. 2 Satz 4 VO Nr. 343/2003/EG) und ob

eine freiwillige Ausreise ermöglicht werden soll (Art. 19 Abs. 2 Satz 2 VO 343/2003/

EG und Art. 7 Abs. 1 a, Abs. 2 VO 1560/2003/EG), macht es nach Auffassung des

Gerichts aus Gründen des effektiven Rechtsschutzes (Art. 19 Abs. 4 GG) erforderlich,

den betreffenden Personenkreis nicht schlechter zu stellen, als vor Inkrafttreten der

VO Nr. 343/2003/EG.

Das Gericht sieht sich im Übrigen in dieser Auffassung auch dadurch bestätigt, dass

der Referentenentwurf des Bundesministeriums des Innern zum 2. Änderungsgesetz

zum Zuwanderungsgesetz (Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung aufenthalts- und

asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union), Stand: 03.01.2006, die Geset-

zeslücke aufgegriffen hat. So ist hierin etwa die Anwendung des § 34 a AsylVfG für

eine Aufenthaltsbeendigung in einen anderen Mitgliedsstaat der EU durch Einfügung

des neuen § 27 a AsylVfG und Ergänzung des § 34 a AsylVfG vorgesehen. Auffal-

lend ist insoweit, dass nach der Systematik dieses Entwurfs nunmehr eindeutig (wei-

terhin) die Drittstaatenkonzeption des Art. 19 II GG, § 26 a AsylVfG nicht die Fälle der

Einreise über einen anderen Mitgliedsstaat der Europäischen Gemeinschaften

umfasst (s. Wortlaut des neuen § 27 a AsylVfG). Dies zeigt, dass auch im Bundes-

ministerium des Innern ein entsprechender Anpassungsbedarf gesehen wird.

Dass die derzeit vorgegebenen gesetzlichen Instrumentarien nicht passen, zeigt auch

der Umstand, dass das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge im angefochtenen

Bescheid als Rechtsgrundlage nicht § 26 a Abs. 1 AsylVfG unmittelbar, sondern § 29

Abs. 3 Satz 2 i. V. m. § 26 a Abs. 1 AsylVfG genannt hat mit der Folge der Anwen-

dung des § 34 a AsylVfG.

Das Gericht sieht aufgrund der eindeutigen Regelung des § 29 Abs. 3 AsylVfG, der

einen völkerrechtlichen Vertrag voraussetzt, keinen Raum für die Anwendung des

§ 29 Abs. 3 AsylVfG und nachfolgend des § 35 AsylVfG (so aber VG Wiesbaden,
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Beschluss vom 10.11.2004, a. a. O.; Funke-Kaiser, GK-AsylVfG, § 29 Rdnr. 48; wie

hier: Marx, AsylVfG, § 29, Rdnr. 48, der jedoch § 35 AsylVfG für anwendbar hält).

Das Gericht greift aus der Systematik des Asylverfahrensgesetzes heraus unmittelbar

auf § 36 AsylVfG zurück, der insoweit einen Mindeststandard enthält für die Behand-

lung und den Rechtsschutz der vergleichbar unbeachtlichen bzw. offensichtlich unbe-

gründeten Asylanträge. Hiernach sind Anträge nach § 80 Abs. 5 VwGO zulässig und

ist dem Ausländer eine Ausreisefrist von einer Woche zu gewähren.

Hieraus folgt, dass das persönliche Interesse der Antragstellerin und des Antragstel-

lers, von der Vollziehung des Bescheides des Bundesamtes vom 24.01.2006 ver-

schont zu bleiben, das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung dieses Be-

scheides überwiegt, solange der Antragstellerin und dem Antragsteller eine freiwillige

Ausreise unter Fristsetzung nicht ermöglicht worden ist.

Darüber hinaus überwiegt jedoch das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollzie-

hung das private Interesse der Antragstellerin und des Antragstellers, weiterhin von

Vollziehungsmaßnahmen verschont zu bleiben. Das Gericht hat keine ernstlichen

Zweifel daran, dass die Antragstellerin und der Antragsteller keinen Anspruch auf

Durchführung ihres Asylverfahrens in der Bundesrepublik haben. Nach den dem

Bundesamt vorliegenden Angaben der italienischen Behörden haben die Antragstel-

lerin und der Antragsteller am 10.09.2004 in Crotona/Italien einen Asylantrag gestellt.

Nach Art. 6 VO Nr. 343/2003/EG ist Italien als Mitgliedsstaat, in dem der Minderjähri-

ge, also hier die Antragstellerin zu 1), für sich und ihren Sohn, den Antragsteller zu 2),

Asylantrag gestellt hat, zuständig. Eine Zuständigkeit der Bundesrepublik käme nur

insoweit in Betracht, wenn die Antragstellerin und der Antragsteller über Familienan-

gehörige im Bundesgebiet verfügten, die sich hier rechtmäßig aufhalten (Art. 6

Satz 1).

Die Kostenentscheidung beruht auf § 155 Abs. 1 VwGO.

Gerichtskosten werden gem. § 83 b AsylVfG nicht erhoben.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 80 AsylVfG).

Ausgefertigt
Gießen, 03.02.2006

Urkundsbeamtin
der Geschäftsstelle




